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Iris Nachum

Epilog der »Arisierung«

Der Lastenausgleich neu betrachtet

Im Zentrum des tschechischen Kurorts Teplice, etwa eine Autostunde von Prag 
entfernt, steht an der Adresse Masarykova třída 4 ein dreistöckiges Wohnhaus, 
in dessen Erdgeschoss sich eine Damenmodenboutique befindet. Nichts deutet 
darauf hin, dass das gut erhaltene Bürgerhaus kurz vor dem Ausbruch des Ersten 
Weltkriegs von dem im Jahr 1865 geborenen jüdischen Schuhhändler Sigmund 
(Siegmund) Felix erworben wurde, und dieser dort jahrzehntelang das Geschäft 
»Zum Schuhkönig« betrieb.1 Auch gibt es keine Anzeichen dafür, dass die Straße 
bis 1938/1939 Bahnhofstraße hieß, und in unmittelbarer Nähe die sudetendeut-
sche Familie Bönsch von 1878 bis 1945 ebenfalls ein Schuhhaus besaß.2 Nur we-
nig zeugt heute noch davon, dass während der Zwischenkriegszeit die ursprüng-
lich Teplitz-Schönau (Teplice-Šanov) genannte Stadt ein multikultureller Ort im 
tschechoslowakischen Grenzgebiet, dem sogenannten Sudetenland, war. Neben 
der deutschen Bevölkerungsmehrheit von 80 Prozent stellten Juden und Tsche-
chen jeweils 10 Prozent der damaligen Stadtbevölkerung.3 

Das Jahr 1938 markierte das jähe Ende dieser heterogenen Nachbarschaft. In 
den Wochen und Tagen vor dem Einmarsch der Wehrmacht ins Sudetenland  
am 1. Oktober 1938 setzte eine Flüchtlingswelle von Juden, Tschechen und de-
mokratisch gesinnten Deutschen aus der Grenzregion ins tschechoslowakische 
Landesinnere ein.4 Viele der geflüchteten Juden wurden später von den National

	 1	 Zentralblatt für die Eintragungen in das Handelsregister (1914), Bd. 2, Wien 1915, 149 f.; 
Bundesarchiv-Lastenausgleichsarchiv, Bayreuth (nachfolgend BArch-LAA), 12.035.375 a–b, 
Beiblatt Grundvermögen, 10.  Januar 1970. <https://open-data.bundesarchiv.de/ddb-bestand/
DE-1958_ZLA_7–01.xml> (14. Februar 2016). Für die freundliche Hilfestellung bei den Re-
cherchen möchte ich mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des BArch-LAA herz-
lich bedanken.
	 2	 Frühjahrsmode, in: Teplitz-Schönauer Anzeiger, 30. März 1914, 8; BArch-LAA, 12.035. 
375 a–b, Beiblatt Grundvermögen, 4. Oktober 1952. 
	 3	 Deutschböhmens Städte, in: Deutsche Zeitung Bohemia, 23.  November 1932, 3; Jörg 
Osterloh, Nationalsozialistische Judenverfolgung im Reichsgau Sudetenland 1938–1945, Mün-
chen 2006, 55.
	 4	 Ebd.
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Iris Nachum58

sozialisten gefasst und in den Vernichtungslagern ermordet.5 Sigmund Felix und 
seine Frau Ernestine (geb. Kann) wichen im September 1938 nach Prag, später 
in das südböhmische Dorf Roschowitz (Radošovice) aus, wo Ernestine im Jahr 
1942 verstarb.6 Am 10. August 1942 wurde ihr Mann ins Ghetto Theresienstadt 
und von dort am 15. Oktober 1942 ins Vernichtungslager Treblinka deportiert.7 

Als Felix ermordet wurde, hatten seine Nachbarn, der Schuhmacher Josef 
Bönsch und dessen im Jahr 1915 geborener Sohn Helmut, das Objekt Bahnhof-
straße 4 über den Weg der »Arisierung«8 – also im Zuge der gewaltsamen Exklu
sion der Juden aus dem Wirtschaftsleben – bereits in ihren Besitz gebracht. An 
der Adresse betrieb nunmehr der Schuhgrossist Policky-Rieker eine Filiale.9 Nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs wurden die Sudetendeutschen infolge ihrer 
umfassenden Mitwirkung an der nationalsozialistischen Besatzungspolitik und 
im Zuge ethnischer Homogenisierungsprozesse kollektiv aus der wiedererrich-
teten Tschechoslowakei zwangsausgesiedelt.10 Das von ihnen zurückgelassene 
Vermögen wurde flächendeckend konfisziert und teilweise an die tschecho
slowakische Bevölkerung verteilt.11 Helmut Bönschs Ausweisung aus der Tsche-

	 5	 Zur NS-Verfolgung der Juden aus Teplitz-Schönau vgl. Ludomír Kocourek, Einige Anmer-
kungen zur Position der Juden im Gau Sudetenland 1938–1945, in: Ackermann-Gemeinde/Česká 
křesťanská akademie (Hgg.), Židé v Sudetech. Die Juden im Sudetenland, Prag 2000, 210–216.
	 6	 BArch-LAA, 12.035.375 a–b, Leo Felix, Antrag auf Feststellung von Vertreibungsschä-
den, London, 10. Januar 1970; Leo Felix, Beiblatt Verfolgungsschäden, 10. Mai 1970. 
	 7	 Datenbank der aus den böhmischen Ländern deportierten Juden: <http://www2.holocaust. 
cz/de/victims/PERSON.ITI.1324649> (14. Februar 2016) (Zikmund Felix).
	 8	 »Der Begriff ›Ariseur‹ wird von dem Begriff ›Arisierung‹ abgeleitet, der seit Mitte der 
dreißiger Jahre als rassistisch determinierter Neologismus in der deutschen Behördensprache 
die Übertragung von sogenanntem ›jüdischen‹ Eigentum in sogenannten ›arischen‹ Besitz be-
zeichnete.« Vgl. einführend: Jürgen Lillteicher, Raub, Recht und Restitution. Die Rückerstattung 
jüdischen Eigentums in der frühen Bundesrepublik, Göttingen 2007, 18 (Anmerkung 20).
	 9	 BArch-LAA, 12.035.375 a–b, Zeugenerklärung, 9.  Juni 1955. Die im Sudetenland ge
legenen Filialen des traditionsreichen tschechisch-jüdischen Schuhunternehmen »F. L. Popper, 
Chrudim« (seit 1932 Policky-Popper) wurden durch den Württembergischen Schuhfabrikanten 
Rieker »arisiert«. Siehe Osterloh, Nationalsozialistische Judenverfolgung, 420. Sigmund Felix 
war seit dem Jahr 1903 Alleinvertreter der Marke »F. L. Popper« in Teplitz-Schönau. Vgl. Inse-
rate, in: Teplitz-Schönauer Anzeiger, 17. Oktober 1903, 27.
	 10	 Eva Hahn/Hans Henning Hahn, Die Vertreibung im deutschen Erinnern. Legenden, My-
thos, Geschichte, Paderborn 2010, bes. 163 f. In der vorliegenden Arbeit werden jene acht Mil-
lionen Deutschen, die am Kriegsende ihre »im Osten« gelegene Heimat verließen, verlas-
sen mussten oder vor der anrückenden Roten Armee flüchteten und bis zum Jahr 1950 in der 
Bundesrepublik Aufnahme fanden, aus pragmatischen Gründen unter dem Vertriebenenbe-
griff subsumiert. Zu den unterschiedlichen Vertreibungs-, Aussiedlungs- und Evakuierungs-
maßnahmen der osteuropäischen Staaten gegenüber der deutschen Bevölkerung siehe Steffen 
Prauser/Arfon Rees (Hgg.), The Expulsion of the »German« Communities from Eastern Europe 
at the End of the Second World War, Florenz 2004. 
	 11	 Yfaat Weiss, Ethnic Cleansing, Memory and Property – Europe, Israel/Palestine, 1944–1948, 
in: dies./Raphael Gross (Hgg.), Jüdische Geschichte als Allgemeine Geschichte. Festschrift für 
Dan Diner zum 60. Geburtstag, Göttingen 2006, 158–188, hier 161–168.
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Der Lastenausgleich neu betrachtet 59

choslowakei erfolgte am 7.  Juni 1945.12 Für kurze Zeit firmierte das Schuh
geschäft in der mittlerweile umbenannten Masarykova třída 4 unter dem Namen 
»F. L. Popper«.13 Später zog ein tschechischer Händler ein, der dort einen Unter-
wäsche- und Strickwarenladen eröffnete.14

In den folgenden Jahrzehnten wurde in der Bundesrepublik Deutschland zwi-
schen Helmut Bönsch und den Erben von Sigmund Felix ein Rechtsstreit um die 

	 12	 BArch-LAA, 12.035.375 a–b, Bescheid, Ausgleichsamt Berlin, 11. Oktober 1963. 
	 13	 BArch-LAA, 12.035.375 a–b, Leo Felix an Ausgleichsamt Aachen, betr: Leo Felix als Erbe 
nach seinem Onkel Sigmund Felix, 2. Juni 1976.
	 14	 Siehe Abb. Eine Kopie des Fotos befindet sich in BArch-LAA, 12.035.375 a–b.

Das Haus in der Bahnhofstraße 4 (heute Masarykova třída) 
in Teplice-Šanov (vormals Teplitz-Schönau), Aufnahme von 
Helmut Bönsch (1954).
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Iris Nachum60

Frage ausgetragen, wer in den späten 1930er Jahren der rechtmäßige Eigentümer 
des Hauses in der Bahnhofstraße 4 war. Von dessen Ausgang hing es ab, welche 
der beiden Streitparteien berechtigt war, Entschädigungsleistungen im Rahmen 
des Lastenausgleichsgesetzes (LAG)15 für den Verlust der in Teplice gelegenen 
Immobilie zu beziehen und in welcher Höhe den Parteien Entschädigungsgelder 
zustanden. Die Rechtsgrundlage für den Konflikt lieferte die am 18. Dezember 
1956 erlassene Elfte Verordnung über Ausgleichsleistungen nach dem Lastenaus-
gleichsgesetz (11. LeistungsDV-LA).16 Die in zeitgenössischen Juristenkreisen als 
das »unbestritten schwierigste Gebiet des Lastenausgleichs«17 geltende und bis-
her in der Entschädigungsforschung kaum beachtete Rechtsverordnung18 ist Ge-
genstand des vorliegenden Beitrags. 

Die Verordnung ermöglichte es, dass sowohl Holocaustüberlebende (bzw. ihre 
Nachkommen) wie auch »Ariseure« unter bestimmten Voraussetzungen Schäden 
am selben, hinter dem Eisernen Vorhang gelegenen Vermögensobjekt geltend 
machen konnten: der vom Nationalsozialismus Verfolgte für die »Arisierung« 
und andererseits der »Ariseur« für den vertreibungsbedingten Vermögensver-
lust. In diesen speziellen Fällen hatte die zuständige Behörde gemeinsame Fest-
stellungsverfahren durchzuführen.19 Die einzelnen Verfahren zogen sich oft über 
einen langen Zeitraum hin, vom Ende der 1950er bis in die 1980er Jahre, und be-
schäftigten häufig noch die Erben der ursprünglichen Antragsteller. Den Kern 
der juristischen Auseinandersetzung bildeten die gegensätzlichen Erinnerungen 
an das verlorene Privateigentum – der vom Nationalsozialismus Verfolgten auf 
der einen Seite und der vertriebenen »Ariseure« auf der anderen. Es waren diese 
Erinnerungen, die im Rechtsstreit miteinander kollidierten.20 

	 15	 Das Gesetz über den Lastenausgleich (LAG) ist abgedruckt in Bundesgesetzblatt I, Nr. 34 
(1952), 446–533. 
	 16	 Die 11.  LeistungsDV-LA (zugleich 20.  Abgabendurchführungsverordnung zum LAG 
[20. AbgabenDV-LA] sowie 7. Feststellungsdurchführungsverordnung [7. FeststellungsDV]) ist 
abgedruckt in Bundesgesetzblatt I, Nr. 52 (1956), 932–935. 
	 17	 Norbert Stroinski, Änderung der Durchführungsbestimmungen zur 11. LeistungsDV-LA,  
in: Informationsdienst zum Lastenausgleich 6 (1965), 85–87, hier 87.
	 18	 Constantin Goschler, Schuld und Schulden. Die Politik der Wiedergutmachung für NS-
Verfolgte seit 1945, Göttingen 2005, 325.
	 19	 Allgemeine und grundsätzliche Bestimmungen des Lastenausgleichsrechtes. Durch
führungsbestimmungen zur 11. LeistungsDV-LA, in: Amtliches Mitteilungsblatt des Bundes-
ausgleichsamtes 6 (1960), 114–154, hier 146.
	 20	 Zum epistemologischen Wechselverhältnis zwischen der Wiederherstellung von Privat-
eigentum und der Erinnerung an den Holocaust und den Zweiten Weltkrieg im Kontext der 
nach 1989 in Mittel- und Osteuropa verhandelten Restitutionsfrage siehe Dan Diner, Gedächt-
nis und Restitution, in: Volkhard Knigge/Norbert Frei (Hgg.), Verbrechen erinnern. Die Aus-
einandersetzung mit Holocaust und Völkermord, München 2002, 299–305, bes. 302; vgl. auch 
Weiss, Ethnic Cleansing, Memory and Property, 168–171.
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Der Lastenausgleich neu betrachtet 61

Zum besseren Verständnis dieser Kollisionen wird zunächst Sinn und Zweck 
des LAG dargestellt, danach ist der hinter der 11.  LeistungsDV-LA stehende 
Rechtsgedanke zu erörtern. Darauf aufbauend soll schließlich der zwischen Felix’  
Erben und Bönsch ausgefochtene Streit als Fallbeispiel für die praktische Um-
setzung der Verordnung herangezogen werden. Damit geraten jene vertriebenen 
»Ariseure« in das Zentrum der Aufmerksamkeit, die im Zuge des LAG nochmals 
von den nationalsozialistischen Entziehungsmaßnahmen zu profitieren such-
ten.21 Diese in der Forschung bisher nicht berücksichtigten Fälle eröffnen somit 
Einblicke in eine Rechtspraxis, die als symptomatisch für die Nachgeschichte des 
Nationalsozialismus in der Bundesrepublik bezeichnet werden kann.

Krieg – Folgen – Gesetze

Als der bundesdeutsche Gesetzgeber am 14. August 1952 das LAG verabschiedete, 
war es eines seiner primären Ziele, die materiellen Schäden und Verluste zu kom-
pensieren, die Millionen deutsche Staats- oder Volkszugehörige infolge des Zwei-
ten Weltkriegs, vor allem im Zusammenhang mit der Flucht und Vertreibung der 
deutschen Bevölkerung aus Ostmittel- und Südosteuropa nach 1944/1945, erlit-
ten hatten. Beim Verlassen des sogenannten Vertreibungsgebiets22 mussten die Be-
troffenen oft ihr gesamtes Hab und Gut zurücklassen. Viele verloren die Grund-
lage ihrer beruflichen Existenz und sahen sich bei ihrer Ankunft in Deutschland 
gezwungen, wirtschaftlich neu Fuß zu fassen. Das LAG schuf finanzielle Abhilfe 
in Form von umfassenden Eingliederungs- und Aufbaudarlehen. Das Herzstück 
der Vorschrift bildete die Hauptentschädigung für vertreibungs- bzw. kriegs
bedingte Verluste und Schäden an Grund- und Betriebsvermögen.23 Die Feststel-
lung der Sachschäden wurde durch das am 21. April 1952 erlassene Feststellungs
gesetz geregelt und vom Bundesausgleichsamt durchgeführt.24 Finanziert wurde 

	 21	 Die Möglichkeit, dass Vertriebene für »arisiertes« Vermögen Ausgleichsleistungen be-
antragten, wurde erwähnt von Ulrich Ringsdorf, Die Bestände des Lastenausgleichsarchivs, 
in: Paul Erker (Hg.), Rechnung für Hitlers Krieg. Aspekte und Probleme des Lastenausgleichs, 
Heidelberg 2004, 55–61, hier 60; Osterloh, Nationalsozialistische Judenverfolgung, 570. 
	 22	 Als »einheitliches Vertreibungsgebiet« gelten nach § 2 des am 19. Mai 1953 erlassenen 
Gesetzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenen
gesetz, BVFG) jene Regionen, »die am 1. Januar 1914 zum Deutschen Reich oder zur Öster
reichisch-Ungarischen Monarchie oder zu einem späteren Zeitpunkt zu Polen, zu Estland, zu 
Lettland oder zu Litauen gehört haben.« Bundesgesetzblatt I, Nr. 22 (1953), 201–221, hier 203. 
	 23	 Lutz Wiegand, Gesamtwirtschaftliche Aspekte des Lastenausgleichs, in: Erker (Hg.), 
Rechnung für Hitlers Krieg, 63–79. 
	 24	 Das Gesetz über die Feststellung von Vertreibungsschäden und Kriegsschäden (Fest-
stellungsgesetz, FG) vom 21. April 1952 ist abgedruckt in Bundesgesetzblatt I, Nr. 17 (1952), 
237–246.
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Iris Nachum62

der Lastenausgleich durch besondere Abgaben jener, deren Vermögen die Kriegs-
zeit unbeschadet überstanden hatte.25 Das LAG war somit ein bemerkenswerter 
Solidaritätsakt, um einen materiellen Ausgleich zwischen den durch Krieg und 
Vertreibung geschädigten Deutschen und der übrigen deutschen Bevölkerung 
zu schaffen.26 Alles in allem entwickelte sich das LAG, neben dem Bundesversor-
gungsgesetz für Kriegsopfer und dem Bundesentschädigungsgesetz für vom Na-
tionalsozialismus Verfolgte – dem sogenannten Wiedergutmachungsgesetz – zu 
einer Hauptsäule der westdeutschen Kriegsfolgengesetzgebung.27

Als Nachkriegsgesetz, das auf die Schöpfung einer bundesrepublikanischen 
Rechts- und Gesellschaftsordnung zielte, stand das LAG überdies im inhaltlichen 
wie zeitlichen Zusammenhang zum Luxemburger Abkommen. Nur einen Monat 
nach dem Erlass des Gesetzes, am 10. September 1952, unterzeichneten die Re-
präsentanten des Staates Israel, der Conference on Jewish Material Claims Against 
Germany, die die Interessen der jüdischen NS-Verfolgten vertrat,28 sowie der Bun-
desrepublik Deutschland als Rechtsnachfolgerin des Deutschen Reichs das so-
genannte Wiedergutmachungsabkommen und seine beiden Zusatzprotokolle.29 
Ebenso wie das LAG eine innerdeutsche soziale Umverteilung zur Integration der 
Vertriebenen befördern sollte, waren auch die Leistungen, die die Bundesrepublik 
nun in der Folge des Abkommens Israel zukommen ließ, für die Eingliederung 
von Holocaustüberlebenden in den jüdischen Staat gedacht.30

Mit der Verabschiedung des LAG hatte der Gesetzgeber keineswegs beabsich-
tigt, Deutsche für jenes Vermögen zu entschädigen, das sie unter bewusster Aus-
nutzung der Notlage der NS-Verfolgten an sich gebracht und durch ihre eigene 

	 25	 Wolfgang Rüfner, Probleme des Lastenausgleichs aus juristischer Sicht, in: Erker (Hg.), 
Rechnung für Hitlers Krieg, 19–32, hier 23.
	 26	 Michael  L. Hughes, Shouldering the Burdens of Defeat. West Germany and the Re
construction of Social Justice, London/Chapel Hill, N. C., 1999, 35–42; ders., Mastering War’s 
Material Consequences in West Germany. The Conceptual Background to the Lastenaus-
gleich in International Comparison, in: Erker (Hg.), Rechnung für Hitlers Krieg, 249–264; José 
Brunner, Property, Solidarity and (German) History, in: Theoretical Inquiries in Law Forum 10 
(2009), 9–16.
	 27	 Wiegand, Gesamtwirtschaftliche Aspekte, 63. 
	 28	 Bei der im Oktober 1951 in New York gegründeten Conference on Jewish Material 
Claims Against Germany handelt es sich um einen Zusammenschluss mehrerer jüdischer Or-
ganisationen. Die Claims Conference vertritt in erster Linie die materiellen Entschädigungsan-
sprüche der Holocaustüberlebenden außerhalb Israels. Zur Geschichte der Claims Conference 
Marilyn Henry, Confronting the Perpetrators. A History of the Claims Conference, London/
Portland, Oreg., 2007. 
	 29	 In seinem jüngsten Buch beschäftigt sich Dan Diner mit den schwierigen deutsch-jüdi-
schen bzw. deutsch-israelischen Wiedergutmachungsverhandlungen. Vgl. Dan Diner, Rituelle 
Distanz. Israels deutsche Frage, München 2015.
	 30	 Iris Nachum, Reconstructing Life after the Holocaust. The »Lastenausgleichsgesetz« and  
the Jewish Struggle for Compensation, in: Leo Baeck Institute Year Book 58 (2013), 53–67,  
hier 58.
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Vertreibung verloren hatten.31 Der mit »Nichtberücksichtigung von Schäden und 
Verlusten« betitelte Paragraf 359 LAG legte dezidiert fest, dass für »Vermögens-
gegenstände, die in Ausnutzung von Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft erworben worden sind«, kein Anspruch auf Ausgleichsleis-
tungen bestand.32 Gerade die im späteren Vertreibungsgebiet lebende deutsche 
Bevölkerung, die sogenannten Volksdeutschen, hatte allerdings zu den primä-
ren Profiteuren der dortigen Raubpolitik gezählt.33 Festzuhalten ist, dass, wäh-
rend jüdische Unternehmer im »Altreich« in den ersten drei Jahren der national-
sozialistischen Diktatur ihren Besitz noch zu einigermaßen fairen Konditionen 
verkaufen konnten,34 Juden in den vom Deutschen Reich nach 1938 annektierten 
und besetzten Gebieten hierzu in der Regel nicht mehr die Möglichkeit hatten.35 
Im Sudetenland erfolgte beispielsweise nach der durch die zuständigen NS-Stel-
len durchgeführten Erfassung des von den Juden zurückgelassenen Eigentums 
dessen unverzügliche Entziehung und spätere günstige Veräußerung an Dritte.36 
So appellierte die Stadtverwaltung Teplitz-Schönau bereits am 13. Oktober 1938 
an die Einwohner, »alle verlassenen Häuser, die im volksfremden Besitz [sind], 
sowie alle Betriebe bezw. Geschäfte« umgehend bekanntzugeben.37 Fast 200 Lä-
den sowie 511 Villen und Häuser in der Stadt wurden als leer stehend gemel-
det.38 Jene Volksdeutschen, die nicht über die notwendigen finanziellen Mittel 
zum Erwerb des herrenlosen Eigentums verfügten, konnten »Arisierungskre-
dite« beantragen.39 Beim Raubzug herrschte eine regelrechte »Selbstbedienungs

	 31	 Georg Blessin/Hans Wilden, Bundesrückerstattungsgesetz und Elfte Verordnung über 
Ausgleichsleistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz. Kommentar, München/Berlin 1958, 315. 
	 32	 Bundesgesetzblatt I, Nr. 34 (1952), 524.
	 33	 Doris L. Bergen, Tenuousness and Tenacity. The »Volksdeutschen« of Eastern Europe, 
World War II, and the Holocaust, in: Krista O’Donnell/Renate Bridenthal/Nancy Reagin (Hgg.), 
The »Heimat« Abroad. The Boundaries of Germanness, Ann Arbor, Mich., 2005, 267–286, hier 
271 f.
	 34	 Frank Bajohr, »Arisierung« als gesellschaftlicher Prozeß. Verhalten, Strategien und 
Handlungsspielräume jüdischer Eigentümer und »arischer« Erwerber, in: Irmtrud Wojak/Peter 
Hayes (Hgg.), »Arisierung« im Nationalsozialismus. Volksgemeinschaft, Raub und Gedächt-
nis, Frankfurt a. M./New York 2000, 15–30, hier 17.
	 35	 Zur »Arisierung« im späteren Vertreibungsgebiet Martin Dean, Robbing the Jews. The 
Confiscation of Jewish Property in the Holocaust, 1933–1945, Cambridge 2008; Dieter Pohl, 
Der Raub an den Juden im besetzten Osteuropa 1939–1942, in: Constantin Goschler/Philipp 
Ther (Hgg.), Raub und Restitution. »Arisierung« und Rückerstattung des jüdischen Eigentums 
in Europa, Frankfurt a. M. 2003, 58–72. 
	 36	 Jörg Osterloh, Judenverfolgung und »Arisierung« im Reichsgau Sudetenland, in: Monika 
Glettler/Ľubomir Lipták/Alena Míšková (Hgg.), Geteilt, besetzt, beherrscht. Die Tschechos
lowakei 1938–1945: Reichsgau Sudetenland, Protektorat Böhmen und Mähren, Slowakei, Essen 
2004, 211–228, hier 221.
	 37	 Zit. nach Osterloh, Nationalsozialistische Judenverfolgung, 444.
	 38	 Osterloh, Judenverfolgung, 221.
	 39	 Ebd., 223.
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mentalität«.40 Zwar war nicht jeder volksdeutsche Erwerber ein Antisemit, doch 
profitierten alle von der Verfolgung der Juden, die ihnen den Weg zum beruf-
lichen und wirtschaftlichen Vorwärtskommen ebnete.41

Das Ziel des Paragrafen 359 LAG lag also darin, jene Deutschen, die unter Aus-
nutzung von nationalsozialistischen Gewaltmaßnahmen an jüdisches Vermögen 
gelangt waren, von Ausgleichsleistungen für eben dieses, später vertreibungs-
bedingt verlorene Vermögen auszuschließen. Zugleich berücksichtigte die Vor-
schrift die aus dem Vertreibungsgebiet stammenden deutschen Opfer der »Arisie-
rung«. Obwohl es sich bei ihnen in der Regel nicht um Vertreibungsgeschädigte, 
sondern um jüdische NS-Verfolgte handelte, die zum Zeitpunkt der Vertreibung 
der deutschen Bevölkerung oft nicht mehr an ihrem mittel- oder osteuropäischen 
Heimatort weilten, am Kriegsende bereits lange nicht mehr über das von den 
»Ariseuren« entzogene Eigentum verfügten und sich nach dem Krieg auch nicht 
in Deutschland aufhielten, konnte nach dieser Vorschrift die »Vertriebeneneigen-
schaft« zu ihren Gunsten angenommen werden.42 Das bedeutete, dass ihr verfol-
gungsbedingter Vermögensverlust als sogenannter fiktiver Vertreibungsschaden 
galt, für den LAG-Entschädigungsgelder beantragt werden konnten. 

Im Wiedergutmachungsprotokoll Nummer 1, das im Zuge des Luxembur-
ger Abkommens unterzeichnet wurde, bekräftigte die Bundesrepublik gegenüber 
der Claims Conference ihr Vorhaben, dem Paragrafen 359 LAG Folge zu leisten. 
Holocaustüberlebenden aus Osteuropa, die zum Schadenszeitpunkt deutsche 
Staats- oder Volkszugehörige gewesen waren und nach dem Krieg im Westen 
lebten, wurde die Entschädigung ihrer verfolgungsbedingten Vermögensschäden 
nach dem LAG in Aussicht gestellt.43 Sie selbst firmierten nunmehr unter der 
Bezeichnung »fiktive Vertriebene«.44 Mit der im Jahr 1956 erlassenen 11. Leis-

	 40	 Osterloh, Nationalsozialistische Judenverfolgung, 465 und 565.
	 41	 Ebd., 569.
	 42	 In dem am 12. Juli 1955 erlassenen vierten LAG-Änderungsgesetz wurde der § 359 LAG 
dahingehend geändert, als nunmehr festgelegt wurde, dass »zugunsten von Personen, die  
Verfolgungsmaßnahmen im Vertreibungsgebiet ausgesetzt waren, die Vertriebeneneigenschaft 
unterstellt« werden kann. Bundesgesetzblatt I, Nr. 22 (1955), 403–417, hier 412. 
	 43	 Gesetz betreffend das Abkommen vom 10.  September 1952 zwischen der Bundes
republik Deutschland und dem Staate Israel vom 20. März 1953, in: Bundesgesetzblatt II, Nr. 5 
(1953), 35–97, hier 91 f. (Protokoll Nr. I, Teil II/7). Nach § 6 BVFG ist deutscher Volkszugehö-
riger, »wer sich in seiner Heimat zum deutschen Volkstum bekannt hat, sofern dieses Bekennt-
nis durch bestimmte Merkmale wie Abstammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird«. 
Bundesgesetzblatt I, Nr. 22 (1953), 204.
	 44	 Zur Entschädigung der Fiktivvertriebenen in dem am 29. Juni 1956 (mit Rückwirkung 
auf den 1. Oktober 1953) erlassenen Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz, BEG) vgl. José Brunner/Iris Nachum, 
»Vor dem Gesetz steht ein Türhüter«. Wie und warum israelische Antragsteller ihre Zugehörig-
keit zum deutschen Sprach- und Kulturkreis beweisen mußten, in: Norbert Frei/José Brunner/
Constantin Goschler (Hgg.), Die Praxis der Wiedergutmachung. Geschichte, Erfahrung und 
Wirkung in Deutschland und Israel, Göttingen 2009, 387–424.
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tungsDV-LA kam dann die Bundesrepublik ihrer LAG-Entschädigungsverpflich-
tung gegenüber der Claims Conference bezüglich der Sachschäden von Fiktiv-
vertriebenen nach. Als das Protokoll im September 1952 unterschrieben wurde, 
konnten also die »echten« Vertriebenen bereits Feststellungsanträge stellen. Mehr 
als vier Jahre verstrichen, bevor auch den jüdischen NS-Verfolgten der Zutritt 
zum LAG de facto ermöglicht wurde.45 Kaum eine Dekade nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs standen sich somit im Rahmen des LAG nicht selten »Ari-
seure« und »Arisierte« im Rechtsstreit um vormaliges Eigentum in Mittel- und 
Osteuropa gegenüber. 

Ansprüche im Konflikt: Die Elfte Verordnung über  
Ausgleichsleistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz 

Eine wesentliche Aufgabe der 11. LeistungsDV-LA war es, festzulegen, wie die in 
den Ausgleichsämtern tätigen Sachbearbeiter die eingereichten Anträge auf Scha-
densfeststellung am selben Objekt in der Praxis abzuwickeln hatten, mithin eben-
jenen Objekten, an denen die Ansprüche der NS-Verfolgten und der »Ariseure« 
miteinander kollidierten. Damit handelte es sich bei der 11.  LeistungsDV-LA  
um eine eigentümliche Rechtskonstruktion, die das juristische Meisterstück un-
ternahm, zwei unterschiedlichen, um nicht zu sagen: antagonistischen Personen-
gruppen gerecht zu werden. Im Prinzip waren jene vertriebenen »Ariseure«, die 
aus der Notlage der Juden Profit geschlagen hatten, von gewissen Ausgleichs-
leistungen ausgeschlossen. Doch wurde ihnen – wie nachstehend zu zeigen sein 
wird – durch die Verordnung unter bestimmten Voraussetzungen Zugang zum 
LAG gewährt. Ebenso war das Gesetz grundsätzlich nicht für Personen geschaf-
fen worden, die von den gegen Deutsche gerichteten Vertreibungsmaßnahmen 
(oder anderen, in Zusammenhang mit dem Krieg stehenden Einwirkungen) fak-
tisch selbst nicht betroffen waren. Dessen ungeachtet öffnete die Verordnung 
den fiktiven Vertriebenen die Hintertür zum LAG. Hier kam das mit der Claims 
Conference verhandelte Wiedergutmachungsprotokoll Nummer 1 zum Tragen. 
Dabei vertrat das Bundesausgleichsamt beharrlich die Ansicht, dass – Protokoll 
hin oder her – die 11. LeistungsDV-LA gar nicht zur Wiedergutmachungsmate-
rie gehörte. Im Rahmen der Vorschrift bzw. des LAG würden »nicht die Verfol-
gungsschäden festgestellt« oder »der durch die Verfolgung entstandene Schaden 
wiedergutgemacht, sondern nur die […] lastenausgleichsrechtlich erheblichen 
Schäden festgestellt und nach LAG entschädigt«, ließ das Amt verlautbaren.46 
Anders gesagt: Das LAG war ein besonderer Akt der Solidarität innerhalb der 

	 45	 Zur Entschädigung der Fiktivvertriebenen im LAG vgl. Nachum, Reconstructing Life 
after the Holocaust. 
	 46	 Allgemeine und grundsätzliche Bestimmungen, 118.
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deutschen Nachkriegsgesellschaft. Was in der Rechtspraxis primär zählte, waren 
die Sachschäden und Schicksale der vertriebenen Volksdeutschen, nicht jene der 
jüdischen Opfer des Nationalsozialismus.

Der Wortlaut des Paragrafen  359  LAG ließ daran jedoch keine Zweifel auf-
kommen, war hier doch von »der Ausnutzung von Maßnahmen der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft« die Rede, die den Erwerber als Profiteur des 
NS-Unrechtsregimes tadelte und ihm die »Arisierung« zum moralischen Vor-
wurf machte. Im Vordergrund der 11.  LeistungsDV-LA standen indes nicht 
ethische, sondern materiell-rechtliche und praktische Aspekte.47 Die Verordnung 
bestimmte, dass der Tatbestand der aktiven Vorteilsziehung aus der Zwangs-
lage der Verfolgten erst dann vorlag, wenn die vormalige Eigentumsübertragung 
»auf einem gegen die guten Sitten verstoßenden oder durch Drohung oder durch 
Zwang veranlassten oder mit einer widerrechtlichen Besitzentziehung verbunde-
nen Rechtsgeschäft oder auf einer sonstigen unerlaubten Handlung« beruhte.48 
Diese Legaldefinition war eine wortwörtliche Übernahme aus dem im Jahr 1949 
in der britischen Besatzungszone verkündeten Rückerstattungsgesetz, auf dem 
wiederum das am 19.  Juli 1957 erlassene Bundesrückerstattungsgesetz (BRüG) 
fußte.49 Der Gesetzgeber koppelte also die sich mit der »Arisierung« in Mittel- 
und Osteuropa befassende 11. LeistungsDV-LA mit jenem Gesetz, das die Rück-
gabe »arisierten« Eigentums an seine jüdischen Vorbesitzer im Geltungsbereich 
der Bunderepublik regelte.50 Das für die Rückerstattungsgesetzgebung eigent-
lich Entscheidende war dabei, dass sie nicht jede während des »Dritten Reichs« 
erfolgte Eigentumsübertragung zwischen jüdischen Verfolgten und nichtjüdi-
schen Erwerbern zwingend als Ausnutzung der Notlage ersterer und somit als 
sittenwidrig ansah.51 Die Gesetzgebung hatte hier jene, vor allem in den drei An-
fangsjahren der nationalsozialistischen Diktatur erfolgten »Arisierungs«-Fälle  
vor Augen, in denen Juden angemessene und frei verfügbare Preise für ihr Ver-
mögen erhielten.52 

Ebenjener Umstand, dass sich die 11.  LeistungsDV-LA an der Rückerstat-
tungsgesetzgebung orientierte, ermöglichte es vielen vertriebenen »Ariseuren«, 
Leistungen nach dem LAG zu beziehen. Sofern der Erwerber gegenüber dem 

	 47	 Blessin/Wilden, Bundesrückerstattungsgesetz, 316.
	 48	 Bundesgesetzblatt I, Nr. 52 (1956), 932.
	 49	 Vgl. Lillteicher, Raub, Recht, 87 f. 
	 50	 Am 12. Juli 1955 wurde dem Titel des § 359 LAG das Wort »Rückerstattungsfälle« hinzu-
gefügt. Bundesgesetzblatt I, Nr. 22 (1955), 413. 
	 51	 Vgl. Jürgen Lillteicher, Rechtsstaatlichkeit, »Arisierung« und fiskalische Ausplünderung 
vor Gericht, in: ders./Constantin Goschler (Hgg.), »Arisierung« und Restitution. Die Rück
erstattung jüdischen Eigentums in Deutschland und Österreich nach 1945 und 1989, Göttingen 
2002, 127–159, hier 157.
	 52	 Vgl. Bajohr, »Arisierung« als gesellschaftlicher Prozeß, 17.
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LAG-Sachbearbeiter glaubhaft machen konnte, dass die in der Zeit des National
sozialismus vollzogene Transaktion nicht sittenwidrig war, er also dem verfolgten 
jüdischen Eigentümer einen fairen und zur freien Disposition stehenden Kauf-
preis gezahlt hatte, galt er nicht als Nutznießer der NS-Gewaltmaßnahmen und 
war somit nach dem LAG leistungsberechtigt.53 Im späteren Vertreibungsgebiet, 
wo es kaum mehr zum direkten Kontakt zwischen den Erwerbern der jüdischen 
Geschäfte und den jüdischen Inhabern gekommen war, stellten diese »Arisie-
rungs«-Fälle allerdings die Ausnahme dar.54 Konnte der Erwerber dennoch ein 
anständiges Geschäftsgebaren glaubhaft machen, war er unter Umständen be-
rechtigt, als alleiniger unmittelbar Geschädigter volle Kompensationsleistungen 
für den Vertreibungsschaden zu beziehen. Der um Entschädigung ersuchende 
jüdische Voreigentümer ging in solchen Fällen leer aus.55 Die 11. LeistungsDV-
LA kam dem »Ariseur« in vielerlei anderer Hinsicht entgegen. Zwar wurde er für 
den Verbleib des von ihm entrichteten Kaufpreises zur Verantwortung gezogen. 
War – aus welchem Grund auch immer – der von ihm tatsächlich gezahlte Preis 
für das Vermögensobjekt nicht in die Hände des verfolgten Eigentümers gelangt, 
durfte für ihn, den Erwerber, der Verlust ebendieses Grund- oder Betriebsver-
mögens nicht festgestellt werden.56 In diesem einen Punkt wurde er also für die 
Verfolgungsmaßnahmen des NS-Staates in die persönliche Mithaftung genom-
men.57 Doch selbst wenn der als angemessen geltende Kaufpreis dem Verfolgten 
nicht zur freien Verfügung gestanden hatte, konnte der Erwerber immer noch 
den Preis in Form eines privatrechtlichen geldwerten Anspruchs gemäß dem LAG 
einfordern. Auch von ihm getätigte Investitionen am Objekt konnte er in diesem 
Fall geltend machen. Sogar der Erwerb herrenlosen jüdischen Eigentums über 
eine staatliche bzw. kommunale NS-Stelle wurde nicht von vornherein als Verstoß  
gegen die guten Sitten eingestuft.58 Auch im Fall von Helmut Bönsch waren diese 
Regelungen zum Tragen gekommen. 

Im Grunde glich die 11. LeistungsDV-LA (sowie das BRüG) somit der Argu-
mentationslinie der »Ariseure«. Ihr privatwirtschaftliches Gewinnstreben – eine 
Prämisse, die vom NS-Regime weitgehend unangetastet blieb – ließ die Verord-
nung in weiten Teilen gelten.59 Der NS-Staat hatte die Juden schonungslos und 
brutal aus dem Wirtschaftsleben gedrängt und die bürgerliche Eigentumsord-

	 53	 Vgl. Lillteicher, Rechtsstaatlichkeit, 157.
	 54	 Vgl. Osterloh, Nationalsozialistische Judenverfolgung, 426.
	 55	 Hans Schmidtchen, Schadensfeststellung und Zuerkennung von Hauptentschädigung 
nach der 7. FeststellungsDV (11. LeistungsDV-LA). Fortsetzung, in: Informationsdienst zum 
Lastenausgleich 9 (1958), 193–203, hier 195; Bundesgesetzblatt I, Nr. 52 (1956), 934.
	 56	 Allgemeine und grundsätzliche Bestimmungen, 134.
	 57	 Vgl. Lillteicher, Raub, Recht, 143.
	 58	 Allgemeine und grundsätzliche Bestimmungen, 127–139.
	 59	 Vgl. Lillteicher, Rechtsstaatlichkeit, 156.
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nung für sie in Gänze aufgehoben. Gleichzeitig schützte er diese Ordnung für 
die deutschen »Volksgenossen«.60 Zahlreiche Privatpersonen hatten die sich ih-
nen durch die nationalsozialistische Politik bietende Gelegenheit genutzt, um 
Eigentum direkt oder indirekt aus jüdischer Hand zu lukrativen Bedingungen 
zu erwerben. Vom Standpunkt der bürgerlich-liberalen Wirtschaftsethik gese-
hen hatten sie damit nach herkömmlichen kaufmännischen Grundsätzen ge-
handelt.61 Wer nur die günstigen Marktumstände, aber nicht die unmittelbaren 
NS-Gewaltmaßnahmen zu seinem ökonomischen Vorteil genutzt hatte, galt da-
her vor dem bundesdeutschen Gesetz als unbescholten.62 Folglich war in der 
11. LeistungsDV-LA (sowie im BRüG) weder von »Ariseuren« noch von »Arisie-
rung«, sondern wertneutral von Erwerbern und Erwerb die Rede.63 Mit anderen 
Worten: Nicht alle im Sinne der »Arisierung« durchgeführten Eigentumstrans-
aktionen wurden von der 11. LeistungsDV-LA als Ausnutzung von NS-Maß-
nahmen bewertet. Sie missbilligte lediglich die Extremformen des nationalsozia-
listischen Raubzugs, wie sie beispielsweise bei unentgeltlichem oder beträchtlich 
unter Wert erfolgtem Erwerb vorkamen.64 Konnte der Erwerber glaubhaft ma-
chen, dass er im Zuge der »Arisierung« nicht eklatant gegen die kaufmän
nischen Prinzipien verstoßen hatte, war er deshalb berechtigt, Ausgleichsleistun-
gen zu beziehen. So konnte er ein weiteres Mal aus der in der Vergangenheit im  
Sinne der »Arisierung« durchgeführten Transaktion einen wirtschaftlichen Nut-
zen ziehen.

In den Fragen, ob und inwiefern ein Anspruch auf Ausgleichsleistungen vor-
lag, trat für die LAG-Sachbearbeiter oftmals eine objektive Schwierigkeit hinzu, 
befanden sich doch viele Grundbücher, die die vergangenen Eigentumsverhält-
nisse in den von Deutschland besetzten und eroberten Gebieten offenlegen konn-
ten, in den Ostblockstaaten und damit unerreichbar hinter dem Eisernen Vor-
hang. Die dortigen Grundbuchämter erteilten in der Regel keine Auskunft an 
westliche Ausländer. Vor allem bei der Verifizierung der von den Erwerbern und 
den Verfolgten unabhängig voneinander gemachten Angaben zur auf den LAG-
Antragsformularen abgedruckten Schlüsselfrage  – »Auf welchem Wege (Kauf, 
Erbschaft, Schenkung) ist das Grundstück/der Betrieb erworben worden, von 
wem und ggf. zu welchem Kaufpreis?«  – waren deshalb die Sachbearbeiter in 
einem sehr hohen Maße auf die Aussagen der durch sie befragten Zeugen ange
wiesen. Bei den Überprüfungen standen den Referenten zudem 34 nach den 
Herkunftsgebieten der Vertriebenen gegliederte »Heimatauskunftstellen« und 

	 60	 Alexander von Brünneck, Die Eigentumsordnung im Nationalsozialismus, in: Kritische 
Justiz 12 (1979), 151–172.
	 61	 Lillteicher, Rechtsstaatlichkeit, 156 f.
	 62	 Vgl. ebd., 157.
	 63	 Allgemeine und grundsätzliche Bestimmungen, 120.
	 64	 Vgl. Lillteicher, Rechtsstaatlichkeit, 157.
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ihre ortskundigen Vertrauensleute zur Seite.65 Ein wichtiger Wissensträger der 
Heimatauskunftstelle für den Regierungsbezirk Aussig war der ehemalige hoch-
rangige sudetendeutsche Nationalsozialist Paul Illing, der sich in seiner Funk-
tion als Landrat von Leitmeritz (Litoměřice)  für die »Arisierung« des Wohn-
raums stark gemacht hatte.66 Der nunmehrige Vertriebenenfunktionär wurde bei 
in Schadensfeststellungen auftauchenden Fragen zur Judenverfolgung im Sude-
tenland konsultiert, weil er »ja seinerseits an maßgebender Stelle im öffentlichen 
Dienst tätig war«.67

Die Heimatauskunftstellen spielten auch bei der Antragsberechtigung der 
jüdischen Verfolgten eine wichtige Rolle. Nach der Gesetzgebung galt als Ver-
triebener, »wer als deutscher Staatsangehöriger oder deutscher Volkszugehöri-
ger« das Vertreibungsgebiet »im Zusammenhang mit den Ereignissen des zweiten 
Weltkrieges« verlassen musste.68 Dadurch war eine historische Konstellation 
wirksam geworden, in deren Folge die »echten« Vertriebenen bei ihrer Ankunft in 
Westdeutschland im Allgemeinen als deutsche Staatsangehörige angesehen wur-
den.69 Die in den annektierten und besetzten Gebieten Mittel- und Osteuropas  
durchgeführten NS-Sammeleinbürgerungen der deutschen Volkszugehörigen 
wurden in der Bundesrepublik schlichtweg nicht annulliert.70 Juden waren in 
der Regel jedoch nicht von der Zwangseinbürgerung des NS-Staates betroffen. 

	 65	 Vgl. Die Heimatauskunftstellen, in: Das Ostpreußenblatt, 5. November 1952, 2. 
	 66	 Volker Zimmermann, Die Sudetendeutschen im NS-Staat. Politik und Stimmung der 
Bevölkerung im Reichsgau Sudetenland (1938–1945), Essen 1991, 391. Der aus einer Dorf-
gemeinde im Böhmerwald stammende Paul Illing (1904–1984) trat im Jahr 1923 in Wien der 
NSDAP bei, war Mitglied der SA, der Sudetendeutschen Partei und wurde später zum SS-
Obersturmbannführer befördert. Illing promovierte im Jahr 1940 an der Universität Prag zum 
Dr.  jur. und amtierte von 1940 bis 1945 als Landrat von Leitmeritz, später auch des Kreises 
Dauba (Dubá). Von 1952 bis 1954 wirkte er als Hauptgeschäftsführer und zwischen 1954 und 
1969 als Bundesgeschäftsführer der Sudetendeutschen Landsmannschaft. Zudem war er Bei-
ratsmitglied des Bundesministeriums für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. Im 
Jahr 1976 wurde ihm das Große Bundesverdienstkreuz verliehen. Zu Illing vgl. K. Erik Franzen, 
Der vierte Stamm Bayerns. Die Schirmherrschaft über die Sudetendeutschen 1954–1974, Mün-
chen 2010, 504; Tobias Weger, »Volkstumskampf« ohne Ende? Sudetendeutsche Organisationen 
1945–1955, Frankfurt a. M. 2008, 602. 
	 67	 BArch-LAA, Zentralarchiv für den Lastenausgleich (nachfolgend ZLA), Heimataus-
kunftsstelle Regierungsbezirk Aussig (nachfolgend HASt. Nr. 1), 7–01/3045/147, Alfred Prchala 
(HASt. Nr. 1) an Karl Hoffmann (Sudetendeutsche Landsmannschaft), betr.: 11. LeistungsDV-LA,  
20. Januar 1967.
	 68	 § 1 BVFG. Bundesgesetzblatt I, Nr. 22 (1953), 203.
	 69	 Zur Frage, wer im Nachkriegsdeutschland als »echter« Flüchtling anerkannt wurde, und 
zur damaligen politischen Instrumentalisierung des Flüchtlingsbegriffs vgl. Volker Ackermann, 
Der »echte« Flüchtling. Deutsche Vertriebene und Flüchtlinge aus der DDR 1945–1961, Osna-
brück 1995.
	 70	 Eugen Ehmann/Heinz Stark, Deutsches Staatsangehörigkeitsrecht. Vorschriftensamm-
lung mit erläuternder Einführung, Heidelberg 2010, 31 f.
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Das Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 veranlasste gegebenenfalls so-
gar ihre Ausbürgerung. Um im Sinne des LAG als fiktive Vertriebene und somit 
als antragsberechtigt zu gelten, musste ihnen deshalb von den Heimatauskunft
stellen bestätigt werden, dass sie bis zu Beginn des Verfolgungszeitraums deutsche 
Volkszugehörige waren, sofern sie nicht vor 1938/1939 über die deutsche Staats-
angehörigkeit verfügt hatten.71 In der Praxis galt die deutsche Zugehörigkeit als 
erwiesen, wenn belegt werden konnte, dass sich die jüdischen LAG-Antragstel-
ler in den in der Zwischenkriegszeit im späteren Vertreibungsgebiet abgehaltenen  
Volkszählungen zur deutschen Nationalität bekannt hatten. Wurde die deutsche 
Volkszugehörigkeit durch die Heimatauskunftstellen nicht bestätigt, konnten sei-
tens der Sachbearbeiter keine Feststellungsbescheide ausgestellt werden. Viele 
Holocaustüberlebende scheiterten an dieser bizarren Regelung und konnten ihre 
materiellen Schäden – im Gegensatz zu den »echten« Vertriebenen – anhand des 
LAG nicht geltend machen.72 Juden aus dem Sudetenland und aus den Gebieten 
östlich der Oder-Neiße-Grenze hatten unter den jüdischen Antragsstellern die 
beste Aussicht, als deutsche Volksangehörige anerkannt zu werden.73 

Das Aufeinandertreffen unterschiedlicher Ansprüche auf Ausgleichsleistun-
gen infolge von »Arisierung«, Holocaust, Zweitem Weltkrieg und Vertreibung 
der Deutschen bildet damit den historischen Hintergrund der LAG-Akte Bönsch-
Felix. Ebenso wie in dieser Akte die mit dem verlorenen Privateigentum ver-
knüpften Erinnerungen der Vertriebenen und der jüdischen Opferseite aufeinan-
derprallten, steht die Akte repräsentativ für jene Fälle, in denen die Erwerber den 
»Arisierungs«-Charakter des Vermögenserwerbs zu verschleiern versuchten, um 
ihrerseits Ausgleichsleistungen in voller Höhe zu beziehen.

	 71	 Vgl. Allgemeine und grundsätzliche Bestimmungen, 146. Dass die deutsche Volkszu
gehörigkeit der Juden ausgerechnet von den Heimatauskunftstellen überprüft wurde, rief auf 
Seiten der jüdischen Interessenvertreter heftige Kritik hervor. Der im Mai 1962 in Frankfurt am 
Main ins Leben gerufene »Verband der jüdischen Heimatvertriebenen und Flüchtlinge« erwog 
deshalb die letztlich nicht zustande gekommene Gründung von »jüdischen Heimatauskunfts-
tellen«. Jannis Panagiotidis, »The Oberkreisdirektor Decides Who Is a German«. Jewish Immi-
gration, German Bureaucracy, and the Negotiation of National Belonging, 1953–1990, in: Ge-
schichte und Gesellschaft 38 (2012), 503–533. Die deutsche Volkszugehörigkeit der israelischen 
LAG-Antragsteller wurde seit dem Jahr 1959 von der in Israel tätigen »Kommission zur Fest-
stellung der Vertriebenen-Eigenschaft in Zweifelsfällen« überprüft. Vgl. Brunner/Nachum, Vor 
dem Gesetz steht ein Türhüter.
	 72	 Nachum, Reconstructing Life after the Holocaust.
	 73	 Israel State Archives, 2698/4, LAG, 80.2.2.198, Ernst Katzenstein an Saul Kagan (Claims 
Conference), 18. Dezember 1968. 
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»Es stehen also Zeugenaussagen gegen Zeugenaussagen«74

Am 4. Oktober 1952, zwei Monate nach Erlass des LAG, reichte Helmut Bönsch 
einen Feststellungsantrag zur Prüfung von Vertreibungsschäden beim Aus-
gleichsamt Berlin ein. Unter anderem meldete er den Verlust des Objekts Bahn-
hofstraße  4, Teplitz-Schönau. Die diesbezüglich im Antragsformular gestellte 
Frage »Auf welchem Wege (Kauf, Erbschaft, Schenkung) ist das Grundstück er-
worben worden, von wem und ggf. zu welchem Kaufpreis?« beantwortete Bönsch 
mit: »Kauf v.  Finanzamt Teplitz-Schönau; RM 95.000.-, Einheitswert im Jahre 
1939.«75 Einen Grundbuchauszug oder Kaufvertrag legte er nicht bei. 

Da Bönsch seinen eigenen Angaben zufolge die besagte Immobilie in der 
Zeit des Nationalsozialismus erworben hatte, war der zuständige Sachbearbei-
ter im Ausgleichsamt gehalten, Ermittlungen zu den Umständen des Vermö-
genserwerbs einzuleiten. Dabei stellte sich heraus, dass »der Vorbesitzer dieses 
Grundstücks, ein Herr Felix, Jude war«. Bönsch musste nun stichhaltig nachwei-
sen, »daß das Vermögen nicht in Ausnutzung nationalsozialistischer Gewaltherr-
schaft erworben wurde«.76 Am 26. April 1960 gab er im Ausgleichsamt zu Proto-
koll, dass seiner Erinnerung nach Sigmund Felix »ungefähr 1936/37« verstorben 
war. Und weiter: »Es waren keine Erben vorhanden; da ein Konkursverfahren 
lief, übernahm das [tschechoslowakische, I. N.] Finanzamt das Grundstück etwa 
Anfang 1937«.77 Laut Bönsch bestand also zwischen seinem Erwerb und der NS-
Herrschaft kein ursächlicher Zusammenhang. 

Um seiner Aussage Nachdruck zu verleihen, verwies Bönsch das Ausgleichs-
amt an den Architekten Reinhold Forlani.78 Dieser gab an, die Immobilie im 
Jahr 1941 als Bausachverständiger besichtigt zu haben.79 Den Vermögenserwerb 
wollte der Zeuge Forlani folgendermaßen in Erinnerung behalten haben: Das 
Haus habe tatsächlich ursprünglich einem jüdischen Eigentümer namens Fe-
lix gehört, der im Erdgeschoss das Geschäft »Zum Schuhkönig« betrieben habe. 
Felix sei allerdings bereits im Jahr 1936 verstorben. Da er, »wie es hieß«, große  
Steuerschulden hinterlassen habe, übernahm das tschechoslowakische Finanz-
amt Teplitz-Schönau im Jahr 1937 das Objekt »in eigene Verwaltung«.80 Im Jahr 
1939 habe die nun deutsche Stadtverwaltung Häuserabrisse geplant. In einem 

	 74	 Wenn nicht anders angegeben, entstammen die folgenden Zitate und Informationen der 
Akte BArch-LAA, 12.035.375 a–b. 
	 75	 Abschrift, öffentliche Sitzung, Verwaltungsgericht Berlin. 22.  Oktober 1979; Beiblatt 
Grundvermögen, 4. Oktober 1952.
	 76	 Ausgleichsamt Berlin an Reinhold Forlani, 29. April 1960. 
	 77	 Abschrift, öffentliche Sitzung, Verwaltungsgericht Berlin, 7.  Oktober 1980 (Urteils
verkündung).
	 78	 Ausgleichsamt Berlin an Reinhold Forlani, 29. April 1960. 
	 79	 Zeugenerklärung Reinhold Forlani, 26. Januar 1957.
	 80	 Reinhold Forlani an Ausgleichsamt Berlin, 30. Mai 1960.
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der vom Abriss betroffenen Häuser habe der Vater von Helmut Bönsch »schon 
jahrzehntelang sein Schuhgeschäft und Warenlager« geführt. Als Ersatz für den 
Abriss habe ihm die Stadt die Immobilie Bahnhofstraße 4 zum Kauf angeboten. 
Vater und Sohn hätten dem Handel zugestimmt und das Objekt im Jahr 1939 ge-
meinsam vom Finanzamt erworben. Ihr ursprüngliches Haus sei indes letzten 
Endes »erst nach 1945 durch die Tschechen« abgetragen worden.81

Die vom Sachbearbeiter mit einer »gutachtlichen Stellungnahme hinsichtlich 
§ 359 LAG«82 beauftragte Heimatauskunftstelle für den Regierungsbezirk Aussig 
machte auf die widersprüchlichen Angaben – während Bönsch von einem Kon-
kursverfahren im Jahr 1937 sprach, sei das Objekt laut Forlani vom Finanzamt 
verwaltet worden – aufmerksam. Sie riet deshalb dazu, Bönsch nochmals zum 
Kaufhergang zu befragen.83 Im Laufe der eigenen durchgeführten Ermittlungen 
machte die Heimatauskunftstelle eine ehemalige Angestellte von Sigmund Felix 
ausfindig. Diese gab zu Protokoll, der kinderlose Felix »soll in Theresienstadt ver-
gast worden sein«84 – wobei im Ghetto Theresienstadt keine Vergasungen durch-
geführt wurden –,85 und »seine Frau soll sich in Prag vergiftet haben«.86 Die 
Heimatauskunftstelle bestätigte die deutsche Volkszugehörigkeit von Sigmund 
Felix.87 Woher sie diese Information nahm, ist aus der Akte nicht ersichtlich.

Bei einem neuerlichen Termin beim Ausgleichsamt am 29. November 1960 
betonte Bönsch »ausdrücklich«, dass er aus persönlicher Kenntnis wisse, »daß 
Herr Felix im Jahre 1937 (spätestens) in Teplitz-Schönau verstarb, auch seine Ehe-
frau verstarb noch vor Einmarsch der Deutschen. […] Herr Felix liegt in Teplitz-
Schönau begraben. […] Der Mitteilung der Heimatauskunftstelle, daß Felix und 
seine Ehefrau erst später (1940/41) verstarben«, müsse er widersprechen.88 Das 
Ausgleichsamt gelangte zu folgenden Schluss: »Unseres Erachtens hat der An-
tragsteller bzw. der Vater des Antragstellers das gemischtgenutzte Grundstück 
ordnungsgemäß erworben. Die Zeugenaussagen des Herrn Forlani [und ande-
rer Zeugen, I. N.] bestätigen diese Ansicht. Entscheidend ist die Tatsache, dass 
das Grundstück zweifelsfrei bereits in den Jahren 1936/37, also auf jeden Fall vor 
der Besetzung des Sudetenlandes durch deutsche Truppen, von der tschechischen 
Verwaltung bzw. vom Finanzamt übernommen worden ist, da der Vorbesitzer laut 
Angabe des Antragstellers und der Zeugen erhebliche Steuerrückstände gehabt 
haben soll. […] Es dürfte aber damit feststehen, dass eine Entziehung von deut-

	 81	 Ebd.
	 82	 Ausgleichsamt Berlin an HASt. Nr. 1, 10. Juni 1960.
	 83	 HASt. Nr. 1 an Ausgleichsamt Berlin, 14. Juni 1960.
	 84	 Aktenvermerk, HASt. Nr. 1, 22. Juni 1960.
	 85	 Kurt Schubert, Die Geschichte des österreichischen Judentums, Wien 2008, 125.
	 86	 Aktenvermerk, HASt. Nr. 1, 22. Juni 1960.
	 87	 Schreiben HASt. Nr. 1 an Ausgleichsamt Berlin, 8. November 1960.
	 88	 Abschrift, öffentliche Sitzung, Verwaltungsgericht Berlin, 7.  Oktober 1980 (Urteils
verkündung).

ISBN Print: 9783525300848 — ISBN E-Book: 9783647300849
© 2016, Vandenhoeck & Ruprecht GmbH & Co. KG, Göttingen



Der Lastenausgleich neu betrachtet 73

scher Seite nicht stattfand. Der Verlust des Grundvermögens für den Vorbesitzer  
Felix stand offensichtlich in keinem Zusammenhang mit Maßnahmen der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft. […] Später (1939) hat dann der Vater des 
Antragstellers das Grundvermögen von einer staatlichen Stelle (Finanzamt bzw. 
Stadtverwaltung) gegen Zahlung eines Kaufpreises erworben.«89 Felix’ Vermö-
gensverlust hatte also aus Sicht des Amtes nichts mit der »Arisierung« zu tun. Die 
besonderen Vorschriften der 11. LeistungsDV-LA kamen somit für den Erwerber 
Bönsch nicht zur Anwendung. Die Frage, ob der von ihm entrichtete Kaufpreis 
zur freien Verfügung von Felix gestanden hatte, war folglich unerheblich. 

Am 11. Oktober 1963 erließ das Ausgleichsamt einen unanfechtbaren Fest
stellungsbescheid zugunsten von Helmut Bönsch mit der Begründung: »Dem 
Vorbesitzer Felix ist das Grundstück aus Gründen entzogen worden, die er al-
lein zu vertreten hatte. […] Die widersprechenden Angaben, zu welchem Zeit-
punkt Herr Felix wirklich verstorben ist, bedürfen somit keiner weiteren Klä-
rung.« Bönsch wurde infolgedessen als alleinigem unmittelbaren Geschädigten 
eine Hauptentschädigung von 30 360 DM zuerkannt.90 Der Betrag beinhaltete die 
mit etwa 16 060 DM zu berechnende Entschädigungsleistung für den Schaden am 
Grundvermögen Bahnhofstraße 4, Teplitz-Schönau.91 

An dieser Stelle hätte der Fall Helmut Bönsch für immer zu den Akten gelegt 
werden können, wenn nicht am 10. Januar 1970 der erbberechtigte, in London 
lebende Neffe von Sigmund Felix einen Feststellungsantrag wegen des Verlusts 
ebendieses Grundvermögens eingereicht hätte. Der im Jahr 1902 in Fischern bei 
Karlsbad (Rybáře/Karlovy Vary) geborene Redakteur Leo Felix war selbst Ver-
folgter des NS-Regimes. Nach dem Einmarsch der Wehrmacht ins Sudetenland 
war er nach England geflüchtet. Laut seinen Angaben hatte Sigmund Felix die Im-
mobilie vor dem Ersten Weltkrieg erworben und »durch rassische Verfolgung« 
verloren.92 Das schuldenfreie Haus sei von seinem Onkel nicht verkauft, sondern 
von den NS-Behörden beschlagnahmt worden.93 

Weil die deutsche Volkszugehörigkeit von Sigmund Felix bereits durch die 
Heimatauskunftstelle bestätigt worden war, konnte das nunmehr zuständige Aus-
gleichsamt Aachen zur Schadensfeststellung schreiten. Leo Felix’ Antrag beant-
wortete das Amt folgendermaßen: »Zeugenaussagen und Stellungnahmen der 

	 89	 Ausgleichsamt Berlin an HASt. Nr. 1, 30. März 1962.
	 90	 Bescheid, Ausgleichsamt Berlin, 11. Oktober 1963.
	 91	 Dem Schadensbetrag lagen der vom Ausgleichsamt mit einem Einheitswert von 
38 760 RM berechnete Schaden am Grundvermögen (für das Haus Bahnhofstraße 4) sowie die 
von Bönsch am Objekt getätigten Investitionsmaßnahmen von 1050 RM zugrunde. Vermerk, 
Ausgleichsamt Berlin, 26. Mai 1982. Den Grundbetrag von 16 060 DM übernahm die Verfasse-
rin der LAG-Schadensgruppentabelle von 1961 (Schadensgruppe 17, Obergrenze: 40 000 RM). 
Bundesgesetzblatt I, Nr. 44 (1961), 787. 
	 92	 Leo Felix, Antrag auf Feststellung von Vertreibungsschäden, London, 10. Januar 1970.
	 93	 Beiblatt, Verfolgungsschäden, 10. Mai 1970.
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Heimatauskunftstelle lassen es glaubhaft erscheinen, daß im Jahre 1935 oder 
1936 das damals tschechische Finanzamt Teplitz-Schönau das Grundvermögen 
Bahnhofstraße  4 Herrn Sigmund Felix wegen Steuerschulden entzog. Aus den 
gleichen Gründen mußte Herr Sigmund Felix im Jahre 1936 sein Schuhgeschäft 
›Zum Schuhkönig‹ aufgeben«.94 Dass die Heimatauskunftstelle von Anfang an 
Bedenken gegen diese Version der Geschichte geäußert hatte, ließ das Ausgleichs-
amt unter den Tisch fallen. Obwohl Leo Felix den Feststellungsantrag einge-
reicht hatte, konnte er nie in Erfahrung bringen, was nach der Entziehung mit der  
Immobilie seines Onkels geschah. Auch hatte er keine Ahnung davon, dass 
ein »Ariseur« bereits im Jahre 1952 einen Vertreibungsschaden an ebendiesen  
Objekt geltend gemacht bzw. hierfür im Jahr 1963 Entschädigungsleistungen be-
zogen hatte. Das Ausgleichsamt gab ihm von sich aus keine Auskunft. 

»Diese Behauptung ist vom Anfang bis zum Ende unwahr«, ließ der Neffe das 
Ausgleichsamt empört wissen.95 Er selbst erinnere sich noch genau daran, dass er 
seinen Onkel bis zu dessen Flucht ins Landesinnere in seinem Geschäftslokal und 
in seiner sich im selben Haus befindlichen Wohnung besucht habe. Niemals habe 
er damals von einer Eigentumsübertragung der Immobilie oder gar von einem 
Konkurs gehört. »Als ich ihn im Sommer 1938 besuchte, stand mein Onkel im 
Laden, bediente und kassierte, wir waren oben in seiner Wohnung zum Kaffee, 
das Geschäft hatte noch das Schild ›Zum Schuhkönig‹«.96 Der Standpunkt des 
Ausgleichsamts »steht in so krassem Gegensatz zu allem, was ich aus eigener An-
schauung und Erfahrung weiß«, betonte Felix gegenüber seinem in England tä-
tigen Anwalt.97 Felix’ Angaben wurden zudem von vier eidesstattlichen Zeugen-
aussagen aus England und Israel bestätigt.98 Aus Sicht des Ausgleichsamts waren 
die Aussagen indes »leider nicht geeignet, das bisherige Ermittlungsergebnis zu 
erschüttern«.99 Der LAG-Sachbearbeiter handelt »willkürlich, denn er wiegt die 
Zeugen mit verschiedenem Gewicht«, beklagte sich Felix bei seinem Anwalt.100 
Auf die mehrmalige Aufforderung des Ausgleichsamts, einen amtlichen Grund-
buchauszug aus der Tschechoslowakei vorzulegen, entgegnete Felix in den Jahren 
1973 und 1976, dass keine der von ihm kontaktierten tschechoslowakischen Be-
hörden bereit sei, ihm eine Auskunft zu erteilen.101 

	 94	 Leo Felix an Ausgleichsamt Aachen, betr.: Leo Felix als Erbe nach seinem Onkel Sigmund 
Felix, 2. Juni 1976.
	 95	 Ebd.
	 96	 Ebd.
	 97	 Leo Felix, betr.: Lastenausgleich nach meinem Onkel Sigmund Felix, 21. Januar 1973.
	 98	 Leo Felix an Ausgleichsamt Aachen, betr: Leo Felix als Erbe nach seinem Onkel Sigmund 
Felix, 2. Juni 1976.
	 99	 Ebd.
	 100	 Leo Felix, betr.: Erbschaftssache nach meinem Onkel Sigmund Felix, 17. Juli 1973.
	 101	 Ebd.; Leo Felix, betr.: Lastenausgleich nach meinem Onkel Sigmund Felix, 21. Januar 1973;  
Leo Felix an Ausgleichsamt Aachen, betr.: Leo Felix als Erbe nach seinem Onkel Sigmund Felix,  
2. Juni 1976. 
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Am 22.  September 1976 starb Leo Felix. Er hinterließ eine Witwe namens 
Margarete Elisabeth Felix. Von Amts wegen wurde im Jahr 1977 ein gemeinsames 
Feststellungsverfahren für Sigmund Felix und Helmut Bönsch nach der 11. Leis-
tungsDV-LA durchgeführt,102 mit dem Resultat, dass der im Jahre 1963 ausge-
stellte positive Bescheid unangetastet blieb. Zwischen Bönschs Erwerb und der 
NS-Gewaltherrschaft vermochte das Ausgleichsamt Berlin auch weiterhin keinen 
Zusammenhang erkennen. Folglich erging an Margarete Felix ein ablehnender 
Bescheid.103 Bei dieser Gelegenheit erfuhr sie erstmals, dass in die Angelegenheit 
ein Erwerber verwickelt war. 

Die von Margarete Felix gegen den ablehnenden Bescheid eingereichte Be-
schwerde wurde am 25. Juli 1978 vom Ausgleichsamt als unbegründet zurück
gewiesen.104 Daraufhin brachte sie beim Verwaltungsgericht eine Anfechtungs-
klage gegen das Land Berlin ein.105 Der Klage legte sie eine Bestätigung der Prager 
jüdischen Gemeinde bei, dass Sigmund Felix im Jahr 1942 im Vernichtungslager 
Treblinka ermordet worden war.106 Aus Sicht von Margarete Felix war somit be-
wiesen, dass der im Jahr 1939 getätigte Erwerb »in Ausnützung der rassischen 
Verfolgung durchgeführt wurde und daher heute nichtig ist«.107 Gegenüber ih-
rem Anwalt brachte sie die Situation wie folgt auf den Punkt: »Die Wahrheit über 
die seinerzeitigen Besitzverhältnisse des Grundstückes liegt im Grundbuchamt 
Teplitz. Weder der Erwerber noch wir können von dort die Bestätigung oder Wi-
derlegung unserer Ansprüche vorweisen. Es stehen also Zeugenaussagen gegen 
Zeugenaussagen.«108 

Am 22. Oktober 1979 wurde Helmut Bönsch in Anwesenheit der hierfür eigens 
aus England angereisten Margarete Felix von einem Richter vernommen.109 In der 
Beweisaufnahme erklärte Bönsch: »Über das persönliche Schicksal des Herrn Fe-
lix kann ich nichts sagen.«110 Auch könne er sich nicht erklären, wie seine Aus
sagen aus dem Jahr 1960 zu Sigmund Felix’ angeblichen Tod im Jahr 1936/1937 
zustande gekommen seien.111 Vielmehr meinte er sich nunmehr daran zu er-
innern, dass er selbst Sigmund Felix noch etwa im Jahr 1937 besucht habe, um ein 

	 102	 Stadt Aachen an Ausgleichsamt Berlin, betr.: Gemeinsames Verfahren, 11. März 1977.
	 103	 Bescheid, Ausgleichsamt Berlin, 12. Januar 1978.
	 104	 Ausgleichsamt Berlin, betr.: Beschwerde, 13.  Februar 1978; Ausgleichsamt Berlin an  
Margarete Felix, betr.: Beschwerde, 22. Februar 1978; Beschluß, Ausgleichsamt Berlin, 25. Juli 
1978.
	 105	 Anfechtungsklage, Margarete Felix gegen Ausgleichsamt Berlin, 21. August 1978.
	 106	 Abschrift, Rat der Jüdischen Gemeinden in der Tschechischen Sozialistischen Republik, 
[18. Februar 1970].
	 107	 Anfechtungsklage, Margarete Felix gegen Ausgleichsamt Berlin, 21. August 1978.
	 108	 Margarete Felix, Schreiben vom 20. Februar 1979.
	 109	 Schreiben an Verwaltungsgericht Berlin, betr.: Frau Margarete Felix/Land Berlin, 5. No-
vember 1979.
	 110	 Abschrift, öffentliche Sitzung, Verwaltungsgericht Berlin, 22. Oktober 1979.
	 111	 Abschrift, öffentliche Sitzung, Verwaltungsgericht Berlin, 7. Oktober 1980.
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Inkasso für gelieferte Ware vorzunehmen:112 »Herr Felix war nämlich mit meinem 
Vater sehr gut bekannt und hat von ihm bisweilen Schuhe gekauft.«113 Bönsch 
fügte dem hinzu, sein Vater sei »vor 1934 an den Rand der Pleite geraten. […] 
Wir konnten uns nur dadurch halten, daß uns andere Kaufleute geholfen haben 
und wir uns vorwiegend der Schuhreparatur zugewandt haben.«114 Den Fragen, 
wie sich die Familie Bönsch nur wenige Jahre später den im Feststellungsantrag 
angegebenen Kaufpreis für eine in bester Lage gelegene Immobilie leisten konnte 
und ob das Geld überhaupt aus eigenen Mitteln oder über einen »Arisierungs-
kredit« aufgebracht wurde, ging der Richter nicht nach. Margarete Felix schrieb 
nach der Beweisaufnahme an das Verwaltungsgericht: »Ich möchte anheimstel-
len, daß der Erwerber seinerzeit die obigen Behauptungen [das angebliche Todes-
jahr 1936/1937, I. N.] im Zusammenhang mit seinem Antrag auf Lastenausgleich 
aufgestellt hat, um den möglichen Verdacht zu entgehen, er (bzw. sein Vater) habe 
durch Flucht des Besitzers herrenlos gewordenes jüdisches Eigentum unter den 
damaligen Verhältnissen günstig erworben.«115 

Am 7. Oktober 1980 gab das Verwaltungsgericht der von Margarete Felix ein-
gereichten Anfechtungsklage gegen den negativen Feststellungsbescheid statt. Für 
das Gericht galt es nun als erwiesen, dass Sigmund Felix sein Grundvermögen 
durch »verfolgungsbedingte Entziehung« verloren hatte.116 Der NS-Staat hatte 
nach dem »Anschluss« des Sudetenlandes das Vermögen in seine Verfügungs
gewalt übernommen und danach über das Finanzamt Teplitz-Schönau an den 
Vater von Helmut Bönsch veräußert. Das Land Berlin wurde verpflichtet, den 
Sigmund Felix entstandenen verfolgungsbedingten Schaden an Grundvermögen 
nach der 11. LeistungsDV-LA in Höhe von 38 760 RM festzustellen.117 Das Aus-
gleichsamt war nun seinerseits gehalten, die Möglichkeit einer Rückforderung 
des im Jahr 1963 zu Unrecht an Bönsch ausgezahlten Entschädigungsgeldes (etwa 
16 060 DM) zu prüfen.118 Der »Ariseur« Bönsch kam glimpflich davon. Weil der 
von ihm (oder seinem Vater) bezahlte Kaufpreis nicht in die Hände von Sigmund 
Felix gelangt war, wurde ihm zwar der Schaden am Grundvermögen aberkannt. 
Dennoch schließt die Feststellungsakte mit dem Vermerk vom 26.  Mai 1982, 
dass Bönsch immer noch einen Kaufpreis- und Investitionsschaden nach der  

	 112	 Bericht, Zeuge Bönsch, [22. Oktober 1979].
	 113	 Abschrift, öffentliche Sitzung, Verwaltungsgericht Berlin, 22. Oktober 1979.
	 114	 Ebd. Im Jahr 1930 kam es im Zuge eines gegen Josef Bönsch laufenden Insolvenzverfah-
rens zu einem gerichtlichen Ausgleich mit seinen Gläubigern. Siehe Ausgleiche und Konkurse, 
in: Reichenberger Zeitung, 1. September 1930, 7.
	 115	 Margarete Felix an Verwaltungsgericht Berlin, betr.: Schreiben des Rechtsbeistandes 
Christian Clemens, 31. März 1980.
	 116	 Abschrift, öffentliche Sitzung, Verwaltungsgericht Berlin, 7. Oktober 1980.
	 117	 Ebd.
	 118	 Senator für Finanzen an Ausgleichsamt Berlin, 5. Januar 1981.
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11. LeistungsDV-LA geltend machen könne.119 Hierfür hätten Bönsch 8 552 DM 
zugestanden.120 Anscheinend ging das Ausgleichsamt davon aus, dass er (oder 
sein Vater) einen angemessenen (und aus Eigenkapital aufgebrachten) Kaufpreis 
für Felix’ Vermögen dem NS-Fiskus im Jahr 1939 gezahlt und somit nicht völlig 
sittenwidrig gehandelt hatten. 

Fazit

Nach 1945 standen die NS-Verfolgten und die sich ebenfalls als Opfer eines his-
torischen Unrechts sehenden Vertriebenen in einer unmittelbaren Rivalität um 
die materielle und moralische Anerkennung ihres Leids.121 Das LAG spiegelte 
diese die deutsche Nachkriegsgesellschaft prägende »Opferkonkurrenz« auf be-
sonders prägnante Weise wider. Auf der einen Seite versuchten die in ihrer Mehr-
heit außerhalb der Bundesrepublik beheimateten Holocaustüberlebenden ihre 
Ansprüche auf Wiedergutmachung im LAG geltend zu machen. Auf der an-
deren Seite galt es, die Vertriebenen mit auf dieser Gesetzesgrundlage gezahl-
ten Ausgleichsleistungen in die deutsche Gesellschaft zu integrieren. Die Ent
schädigungspraxis des LAG verdeutlichte dabei, dass in diesem Konflikt um 
ökonomische und moralische Ressourcen  – letztere in Form von gesellschaft-
licher Anerkennung des Leids der Betroffenen – die »Opfer der Deutschen« für 
viele Jahrzehnte von den »deutschen Opfern« überschattet wurden.122 Die ste-
tige Beschäftigung mit der Erinnerung an das eigene im und nach dem Krieg er-
littene Schicksal verdrängte nicht nur das Leid der Opfer des Nationalsozialis-
mus aus der öffentlichen Wahrnehmung in Deutschland.123 Sie lenkte auch von 
der Auseinandersetzung mit der eigenen Beteiligung an Verfolgung und Raubzug 
ab. Dieses gesellschaftspolitische Klima kann die wohlwollende Behandlung der 
»Ariseure« und ihrer Zeugen sowie das den Holocaustüberlebenden entgegen
gebrachte Misstrauen seitens der Ausgleichsämter erklären.

Vor diesem Hintergrund ist auch der Umstand zu sehen, dass viele vertriebene  
»Ariseure« darauf spekulierten, dass die jüdische Opferseite keine LAG-Anträge 
einreichen würde. Sie machten in den Feststellungsverfahren falsche oder diffuse 

	 119	 Der Kaufpreisschaden wurde als geldwerter Anspruch in der Höhe von 38 760 RM und 
die Investitionsmaßnahmen in der Höhe von 1050  RM festgestellt. Vermerk, Ausgleichsamt 
Berlin, 26. Mai 1982. 
	 120	 Die Summe wurde von der Verfasserin errechnet anhand von: Allgemeine und grund-
sätzliche Bestimmungen, 135, § 246 und § 249 LAG. Ob Bönsch vor seinem Tod im Jahr 1983 
den Kaufpreis- bzw. Investitionsschaden geltend machte, geht aus der Akte nicht hervor.
	 121	 Goschler, Schuld und Schulden, 22 f.
	 122	 Vgl. Tobias Winstel, Verhandelte Gerechtigkeit. Rückerstattung und Entschädigung für 
jüdische NS-Opfer in Bayern und Westdeutschland, München 2006, 230 f.
	 123	 Ebd.
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Angaben zum Vermögenserwerb in der – anscheinend oft berechtigten – Hoffnung,  
dass der Betrug nicht entdeckt oder strafrechtlich verfolgt werden könne. Im Ok-
tober 1961 musste das Bundesausgleichsamt eingestehen: »Es sind bisher eine 
größere Anzahl von Fällen aufgedeckt worden, in denen die Schadensfeststellung 
am Wirtschaftsgut ohne Berücksichtigung der 11. LeistungsDV-LA durchgeführt 
worden ist, obwohl die Wirtschaftsgüter aus Verfolgten- oder Nationalitätenver-
mögen erworben waren. Derartige Fehlentscheidungen hätten sich vermeiden 
lassen, wenn das Ausgleichsamt der Frage […], ob und welches Vermögen von 
›politischen Verfolgten‹ erworben ist, weiter nachgegangen wäre.«124 Vier Jahre 
später berichtete die Frankfurter Rundschau ihrerseits von einem Erwerber, der 
die »Arisierung« vor den LAG-Sachbearbeitern zu vertuschen versuchte.125 

Bönsch war also kein Einzelfall. Trotzdem ist darauf zu verweisen, dass nicht 
alle vertriebenen Erwerber ihr Unrechtsbewusstsein ausblendeten: »Ausdrück-
lich bemerken möchte ich noch, daß wir den an dem Betriebsteil […]  durch 
die Vertreibung erlittenen Schaden zum Lastenausgleich nicht angemeldet ha-
ben, weil es sich um ehemals jüdischen Besitz handelt«, ließ beispielsweise 
eine Erwerbergruppe die Heimatauskunftstelle für den Regierungsbezirk Aus-
sig im Jahr 1969 wissen.126 Etwa drei Millionen Feststellungsakten zu Vertrei-
bungsschäden wurden von den Ausgleichsämtern von 1952 bis in die späten  
1980er Jahre überprüft und positiv beschieden. In über 300 000 Fällen ergingen 
negative Bescheide.127 Die Frage, bei wie vielen Anträgen trotz Ausnutzung von 
Maßnahmen der NS-Gewaltherrschaft ein positiver Bescheid erging, bzw. wie 
viele Anträge nach Paragraf 359 LAG abgelehnt wurden, bedarf noch genauerer 
Untersuchungen.128

	 124	 BArch-LAA, ZLA 7–01/3468/64, Rudolf Fernegg (HASt. Nr. 1) an Sachbearbeiter, betr.: 
Heimatauskunftstelle – 7. FDV–11. LDV, 30. Oktober 1961. 
	 125	 Klage wurde abgewiesen, in: Frankfurter Rundschau, 9. Januar 1965. 
	 126	 BArch-LAA, ZLA 7–01/3024/435 und 438, HASt. Nr.  1, betr.: Feststellung der Eigen-
tumsverhältnisse, München, 21. März 1969. 
	 127	 Ringsdorf, Bestände, 57.
	 128	 Der vorliegende Beitrag basiert auf Forschungsergebnissen, die im Rahmen des Projekts 
Komplizierte Begegnungen. Jüdische Lebenswelten und deutsche Rechtskategorien im Ringen um 
Entschädigung nach dem Holocaust erarbeitet und im vom Europäischen Forschungsrat (ERC) 
geförderten Projekt JudgingHistories. Experience, Judgement, and Representation of World War II 
in an Age of Globalization (FP7/2007–2013/ERC Grant Agreement No. 340124) erweitert wur-
den. Das von José Brunner an der Universität Tel Aviv geleitete Projekt Komplizierte Begegnun-
gen wurde in den Jahren 2010 bis 2012 von der Fritz-Thyssen-Stiftung, Köln, finanziert. Das 
ERC-Projekt wird seit 2014 von Dan Diner an der Hebräischen Universität in Jerusalem geleitet. 
José Brunner, Franz Meilinger (Frankfurt a. M.) und Sagi Schaefer (Tel Aviv) möchte ich herz-
lich für Anmerkungen zu früheren Fassungen dieses Beitrags danken.
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